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1.) Geltung

Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote unserer Lieferanten 
erfolgen ausschließlich unter Geltung dieser Allgemeinen Ein-
kaufsbedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die wir 
mit unseren Lieferanten über die von ihnen angebotenen Liefe-
rungen oder Leistungen schließen. Sie gelten auch für alle zu-
künftigen Lieferungen, Leistungen oder Angebote an uns, selbst 
wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart werden. Ge-
schäftsbedingungen unserer Lieferanten oder Dritter finden kei-
ne Anwendung, auch wenn wir ihrer Geltung im Einzelfall nicht 
gesondert widersprechen. Selbst wenn wir auf ein Schreiben Be-
zug nehmen, das Geschäftsbedingungen des Lieferanten oder 
eines Dritten enthält oder auf solche verweist, liegt darin kein 
Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen.

Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Lieferanten werden nur dann und 
insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung ausdrück-
lich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfor-
dernis gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir 
in Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Liefe-
ranten haben und dessen Lieferungen vorbehaltlos annehmen.  
Insofern Leistungen geschuldet sind, die nicht in der Lieferung 
einer Sache bestehen, werden die Formulierungen „Lieferung“,

„Lieferant“ etc. gleichbedeutend mit „Leistung“ verwendet.

Die Allgemeinen Einkaufsbedingungen gelten nur, wenn der 
Lieferant Unternehmer, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder privaten Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Son-
dervermögen ist.

2.) Bestellungen und Aufträge

(2.1.) Soweit unsere Angebote nicht ausdrücklich eine Bindungs-
frist enthalten, halten wir uns hieran einen Tag nach dem Datum 
des Angebots gebunden. Maßgeblich für die rechtzeitige Annah-
me ist der Zugang der Annahmeerklärung bei uns. Eine verspä-
tete oder von unserem Angebot abweichende Annahme gilt als 
neues Angebot und bedarf der Annahme durch uns.

(2.2.) Wir sind berechtigt, Zeit und Ort der Lieferung sowie die Art 
der Verpackung jederzeit durch schriftliche Mitteilung mit einer 
Frist von mindestens 7 Kalendertagen vor dem vereinbarten Lie-
fertermin zu ändern. Gleiches gilt für Änderungen von Produkt-
spezifikationen, soweit diese im Rahmen des normalen Produkti-
onsprozesses des Lieferanten ohne erheblichen Zusatzaufwand 
umgesetzt werden können, wobei in diesen Fällen die Anzeige-
frist nach dem vorstehenden Satz mindestens 7 Kalendertage 
beträgt. Wir werden dem Lieferanten die jeweils durch die Än-
derung entstehenden, nachgewiesenen und angemessenen 
Mehrkosten erstatten. Haben solche Änderungen Lieferverzöge-

rungen zur Folge, die sich nicht im normalen Produktions- und 
Geschäftsbetrieb des Lieferanten mit zumutbaren Anstrengun-
gen vermeiden lassen, verschiebt sich der ursprünglich verein-
barte Liefertermin entsprechend. Der Lieferant wird uns die von 
ihm bei sorgfältiger Einschätzung zu erwartenden Mehrkosten 
oder Lieferverzögerungen rechtzeitig vor dem Liefertermin, min-
destens jedoch innerhalb von 5 Werktagen nach Zugang unserer 
Mitteilung gemäß Satz 1 schriftlich anzeigen.

(2.3.) Wir sind berechtigt, den Vertrag jederzeit durch schriftliche 
Erklärung unter Angabe des Grundes zu kündigen, wenn wir die 
bestellten Produkte in unserem Geschäftsbetrieb aufgrund von 
nach Vertragsschluss eingetretenen Umständen nicht mehr ver-
wenden können. Dem Lieferanten werden wir in diesem Fall die 
von ihm erbrachte Teilleistung vergüten.

(2.4.) Bei seinen Lieferungen und Leistungen hält der Lieferant 
die jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen der Europäi-
schen Union und der Bundesrepublik Deutschland ein. Bei allen 
an uns gelieferten und geleisteten Stoffen, Zubereitungen, Er-
zeugnissen und Waren müssen seitens des Lieferanten die aus 
der REACH-Verordnung resultierenden Verpflichtungen erfüllt 
werden. Der Lieferant wird uns über relevante, durch gesetzliche 
Regelungen, insbesondere durch die REACH-Verordnung, ver-
ursachte Veränderungen der Liefergegenstände, ihre Lieferfähig-
keit, Verwendungsmöglichkeit oder Qualität unverzüglich schrift-
lich informieren und im Einzelfall geeignete Maßnahmen mit uns 
abstimmen. Entsprechendes gilt, sobald und soweit der Lieferant 
erkennt oder hätte erkennen müssen, dass es zu solchen Ver-
änderungen kommen könnte.

3.) Preise, Zahlungsbedingungen, Rechnungsangaben

(3.1.) Der in der Bestellung ausgewiesene Preis ist bindend.

(3.2.) Mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung schließt 
der Preis Lieferung und Transport an die im Vertrag genannte 
Versandanschrift einschließlich Verpackung ein. Soweit nach der 
getroffenen Vereinbarung der Preis die Verpackung explizit nicht 
einschließt und die Vergütung für die – nicht nur leihweise zur 
Verfügung gestellte – Verpackung nicht ausdrücklich bestimmt 
ist, ist diese zum nachweisbaren Selbstkostenpreis zu berech-
nen. Auf unser Verlangen hat der Lieferant die Verpackung auf 
seine Kosten zurückzunehmen.

(3.3.) Soweit der Lieferant einen Anspruch auf Rücksendung der 
Verpackung hat, sind die Lieferpapiere mit einem deutlichen Hin-
weis zu versehen. Bei fehlender Kennzeichnung steht uns das 
Recht zu, die Verpackung auf Kosten des Lieferanten zu entsor-
gen; in diesem Fall erlischt der Anspruch auf Rückgabe der Ver-
packung. Die Kosten einer Rücksendung trägt in jedem Fall der 
Lieferant.

(3.4.) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen 
ab vollständiger Lieferung und Leistung (einschließlich einer ggf. 
vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungsgemäßen 
Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 
14 Kalendertagen leisten, gewährt uns der Lieferant 3% Skonto 
auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei Banküberweisung ist die 
Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungsauftrag vor 
Ablauf der Zahlungsfrist bei unserer Bank eingeht; für Verzöge-
rungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind 
wir nicht verantwortlich.
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(3.5.) In sämtlichen Auftragsbestätigungen, Lieferpapieren und 
Rechnungen sind unsere Bestellnummer, die Artikel-Nr., sämt-
liche Produktspezifikationen und – normen, sowie die Liefermen-
ge und –anschrift, anzugeben. Sollten eine oder mehrere dieser 
Angaben fehlen und sich dadurch im Rahmen unseres normalen 
Geschäftsverkehrs die Bearbeitung durch uns verzögern, ver-
längern sich die in Absatz 4 genannten Zahlungsfristen um den 
Zeitraum der Verzögerung.

(3.6.) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Ein-
rede des nicht erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem 
Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen 
zurückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvollständi-
gen oder mangelhaften Leistungen gegen den Lieferanten zuste-
hen. Dies gilt auch für den Fall fehlender Lieferdokumente (bspw. 
fehlende Werkszeugnisse).

(3.7.) Der Lieferant hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehal-
tungsrecht nur wegen rechtskräftig festgestellter oder unbestrit-
tener Gegenforderungen.

(3.8.) Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Bei Zahlungsverzug 
schulden wir Verzugszinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz gemäß § 247 BGB.

4.) Lieferzeit und Lieferung, Gefahrübergang

(4.1.) Die von uns in der Bestellung angegebene oder sonst nach 
diesen Allgemeinen Einkaufsbedingungen maßgebliche Liefer-
zeit (Liefertermin oder -frist) ist bindend. Teil- und vorzeitige Lie-
ferungen sind ohne unsere Zustimmung nicht zulässig.

(4.2.) Der Lieferant ist verpflichtet, uns unverzüglich schriftlich zu 
informieren, wenn Umstände eintreten oder erkennbar werden, 
wonach die Lieferzeit nicht eingehalten werden kann.

(4.3.) Lässt sich der Tag, an dem die Lieferung spätestens zu 
erfolgen hat, aufgrund des Vertrages bestimmen, so kommt der 
Lieferant mit Ablauf dieses Tages in Verzug, ohne dass es hierfür 
einer Mahnung unsererseits bedarf.

(4.4.) Im Falle des Lieferverzugs stehen uns uneingeschränkt die 
gesetzlichen Ansprüche zu, einschließlich des Rücktrittsrechts 
und des Anspruchs auf Schadensersatz statt der Leistung nach 
fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist.

(4.5.) Wir sind berechtigt, bei Lieferverzögerungen nach vor-
heriger schriftlicher Androhung gegenüber dem Lieferanten für 
jede angefangene Woche des Lieferverzugs eine Vertragsstrafe 
in Höhe von 0,5 %, maximal 5 %, des jeweiligen Auftragswerts 
zu verlangen. Die Vertragsstrafe ist auf den vom Lieferanten zu 
ersetzenden Verzugsschaden anzurechnen.

(4.6.) Soweit nichts Anderes vereinbart ist, erfolgt die Lieferung 
DDP gemäß Incoterms aktueller Fassung.

(4.7.) Ist der Bestimmungsort nicht angegeben und nichts an-
deres vereinbart, so hat die Lieferung an unseren Geschäftssitz 
in Bad Berleburg zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist 
auch der Erfüllungsort für die Lieferung und eine etwaige Nach-
erfüllung (Bringschuld). Die Gefahr geht, auch wenn Versendung 
vereinbart worden ist, erst auf uns über, wenn uns die Ware an 
dem vereinbarten Bestimmungsort übergeben wird.

5.) Eigentumssicherung

(5.1.) An von uns abgegebenen Bestellungen, Aufträgen sowie 
dem Lieferanten zur Verfügung gestellten Zeichnungen, Abbil-
dungen, Berechnungen, Beschreibungen und anderen Unterla-
gen behalten wir uns das Eigentum oder Urheberrecht vor. Der 
Lieferant darf sie ohne unsere ausdrückliche Zustimmung weder 
Dritten zugänglich machen noch selbst oder durch Dritte nutzen 
oder vervielfältigen. Er hat diese Unterlagen auf unser Verlan-
gen vollständig an uns zurückzugeben, wenn sie von ihm im ord-
nungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder 
wenn Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages füh-
ren. Vom Lieferanten hiervon angefertigte Kopien sind in diesem 
Fall zu vernichten; ausgenommen hiervon sind nur die Aufbe-
wahrung im Rahmen gesetzlicher Aufbewahrungspflichten sowie 
die Speicherung von Daten zu Sicherungszwecken im Rahmen 
der üblichen Datensicherung.

(5.2.) Werkzeuge, Vorrichtungen und Modelle, die wir dem Lie-
feranten zur Verfügung stellen oder die zu Vertragszwecken 
gefertigt und uns durch den Lieferanten gesondert berechnet 
werden, bleiben in unserem Eigentum oder gehen in unser Ei-
gentum über. Sie sind durch den Lieferanten als unser Eigentum 
kenntlich zu machen, sorgfältig zu verwahren, gegen Schäden 
jeglicher Art abzusichern und nur für Zwecke des Vertrages zu 
benutzen. Die Kosten ihrer Unterhaltung und Reparatur tragen 
die Vertragspartner – mangels einer anderweitigen Vereinbarung 
– je zur Hälfte. Soweit diese Kosten jedoch auf Mängel solcher 
vom Lieferanten hergestellten Gegenstände oder auf den un-
sachgemäßen Gebrauch seitens des Lieferanten, seiner Mit-
arbeiter oder sonstigen Erfüllungsgehilfen zurückzuführen sind, 
sind sie allein vom Lieferanten zu tragen. Der Lieferant wird uns 
unverzüglich von allen nicht nur unerheblichen Schäden an die-
sen Gegenständen Mitteilung machen. Er ist nach Aufforderung 
verpflichtet, die Gegenstände im ordnungsgemäßen Zustand an 
uns herauszugeben, wenn sie von ihm nicht mehr zur Erfüllung 
der mit uns geschlossenen Verträge benötigt werden.

(5.3.) Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne 
Rücksicht auf die Zahlung des Preises zu erfolgen. Nehmen wir 
jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes 
Angebot des Lieferanten auf Übereignung an, erlischt der Eigen-
tumsvorbehalt des Lieferanten spätestens mit Kaufpreiszahlung 
für die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemäßen Ge-
schäftsgang auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung 
der Ware unter Vorausabtretung der hieraus entstehenden For-
derung ermächtigt. Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle 
sonstigen Formen des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der 
erweiterte, der weitergeleitete und der auf die Weiterverarbeitung 
verlängerte Eigentumsvorbehalt.

(5.4.) Das von uns zur Bearbeitung gelieferte Material bleibt in 
unserem Eigentum. Die Verwendung des Materials ist nur für un-
sere Aufträge zulässig. Vor Beginn der Fertigung hat der Lieferant 
auf Mängel zu untersuchen und eine Identitätsprüfung durchzu-
führen. Festgestellte Mängel sind uns unverzüglich anzuzeigen. 
Die Verarbeitung des von uns beigestellten Materials erfolgt in 
jedem Fall für uns. Soweit der Wert des beigestellten Materials 
den Wert der Verarbeitung und ggf. der übrigen Bestandteile der 
neu hergestellten Sachen übersteigt, werden wir Eigentümer der 
neu hergestellten Sachen, andernfalls entsteht Miteigentum im 
Verhältnis des Wertes des beigestellten Materials zum Wert des 
Gesamtergebnisses.
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6.) Gewährleistungsansprüche

(6.1.) Bei Mängeln stehen uns uneingeschränkt die gesetzlichen 
Ansprüche zu.

(6.2.) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Lieferant 
insbesondere dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns 
die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die 
Beschaffenheit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibun-
gen, die – insbesondere durch Bezeichnung oder Bezugnahme 
in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Vertrages 
sind oder in gleicher Weise wie diese Allgemeinen Einkaufsbe-
dingungen in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei 
keinen Unterschied, ob die Produktbeschreibung von uns, vom 
Lieferanten oder vom Hersteller stammt.

(6.3.) Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Män-
gelansprüche uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der 
Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbe-
kannt geblieben ist.

(6.4.) Qualitäts- und Quantitätsabweichungen sind jedenfalls 
rechtzeitig gerügt, wenn wir sie dem Lieferanten innerhalb von 
7 Werktagen seit Eingang der Ware bei uns mitteilen. Versteckte 
Sachmängel sind jedenfalls rechtzeitig gerügt, wenn die Mittei-
lung innerhalb von 7 Werktagen nach Entdeckung an den Liefe-
ranten erfolgt.

(6.5.) Durch Abnahme oder durch Billigung von vorgelegten 
Mustern oder Proben verzichten wir nicht auf Gewährleistungs-
ansprüche.

(6.6.) Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangel-
haften Ware und der erneute Einbau, sofern die Ware ihrer Art 
und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache ein-
gebaut oder an eine andere Sache angebracht wurde. Unser ge-
setzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendungen 
bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfül-
lung erforderlichen Aufwendungen trägt der Lieferant auch dann, 
wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. 
Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbe-
seitigungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch 
nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, 
dass kein Mangel vorlag.

(6.7.) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Rege-
lungen gilt: Kommt der Lieferantseiner Verpflichtung zur Nach-
erfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sa-
che (Ersatzlieferung) – innerhalb einer von uns gesetzten, an-
gemessenen Frist nicht nach, so können wir den Mangel selbst 
beseitigen und vom Lieferanten Ersatz der hierfür erforderlichen 
Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlan-
gen. Ist die Nacherfüllung durch den Lieferanten fehlgeschlagen 
oder für uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit, 
Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt un-
verhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; von 
derartigen Umständen werden wir den Lieferanten unverzüglich, 
nach Möglichkeit vorher, unterrichten.

(6.8.) Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel 
nach den gesetzlichen Vorschriften zur Minderung des Kaufprei-
ses oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem haben 

wir nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- 
und Aufwendungsersatz.

(6.9.) Mit dem Zugang unserer schriftlichen Mängelanzeige beim 
Lieferanten ist die Verjährung von Gewährleistungsansprüchen 
gehemmt, bis der Lieferant unsere Ansprüche ablehnt oder den 
Mangel für beseitigt erklärt oder sonst die Fortsetzung von Ver-
handlungen über unsere Ansprüche verweigert. Bei Ersatzliefe-
rung und Mängelbeseitigung beginnt die Gewährleistungsfrist für 
ersetzte und nachgebesserte Teile erneut, es sei denn, wir muss-
ten nach dem Verhalten des Lieferanten davon ausgehen, dass 
dieser sich nicht zu der Maßnahme verpflichtet sah, sondern die 
Ersatzlieferung oder Mängelbeseitigung nur aus Kulanzgründen 
oder ähnlichen Gründen vornahm.

(6.10.) Im Falle einer berechtigten Mängelrüge behalten wir 
uns vor dem Lieferanten eine Pauschale i.H.v. 200,00 € für den 
zusätzlichen Aufwand bei der Fehlerabwicklung in Rechnung 
stellen. Dem Lieferanten wird der Nachweis gestattet, ein Scha-
den oder eine Wertminderung sei uns überhaupt nicht entstan-
den oder wesentlich niedriger als die Pauschale. Die Geltend-
machung vorgenannter Pauschale erfolgt unbeschadet unser 
sonstigen Ansprüche - wir bleiben insbesondere unbeschränkt 
zur Geltendmachung etwaiger Nacherfüllungs-oder Schadens-
ersatzansprüche berechtigt.

7.) Lieferantenregress

(7.1.) Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche inner-
halb einer Lieferkette (Lieferantenregress gemäß §§ 445 a, 445 
b, 478 BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen unein-
geschränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art 
der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatzlieferung) vom 
Lieferanten zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzel-
fall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) 
wird hierdurch nicht eingeschränkt.

(7.2.) Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemach-
ten Mangelanspruch (einschließlich Aufwendungsersatz gemäß 
§§ 445 a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB, und Mängelfolgeschä-
den) anerkennen oder erfüllen, werden wir den Lieferanten be-
nachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts um 
schriftliche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stel-
lungnahme nicht innerhalb angemessener Frist und wird auch 
keine einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns 
tatsächlich gewährte Mangelanspruch als unserem Abnehmer 
geschuldet. Dem Lieferanten obliegt in diesem Fall der Gegen-
beweis.

(7.3.) Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch 
dann, wenn die mangelhafte Ware durch uns oder einen anderen 
Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, weiter-
verarbeitet wurde.

8.) Produkthaftung

(8.1.) Ist der Lieferant für einen Produktschaden verantwortlich, 
hat er uns insoweit von Ansprüchen Dritter freizustellen, als die 
Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich ge-
setzt ist und er im Außenverhältnis selbst haftet.

(7.2.) Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Liefe-
rant Aufwendungen gem. §§ 683, 670 BGB zu erstatten, die sich 
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aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter 
einschließlich von uns durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. 
Über Inhalt und Umfang von Rückrufmaßnahmen werden wir 
den Lieferanten – soweit möglich und zumutbar – unterrichten 
und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Weitergehende 
gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt.

(7.3.) Der Lieferant hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit 
einer pauschalen Deckungssumme von mindestens 10 Mio EUR 
pro Personen-/Sachschaden abzuschließen und zu unterhalten.

9.) Schutzrechte

(9.1.) Der Lieferant steht nach Maßgabe des Absatzes 2 dafür 
ein, dass durch von ihm gelieferte Produkte keine Schutzrechte 
Dritter in Ländern der Europäischen Union oder anderen Län-
dern, in denen er die Produkte herstellt oder herstellen lässt, ver-
letzt werden.

(9.2.) Der Lieferant ist verpflichtet, uns von allen Ansprüchen frei-
zustellen, die Dritte gegen uns wegen der in Absatz 1 genannten 
Verletzung von gewerblichen Schutzrechten erheben, und uns 
alle notwendigen Aufwendungen im Zusammenhang mit dieser 
Inanspruchnahme zu erstatten. Dieser Anspruch besteht unab-
hängig von einem Verschulden des Lieferanten.

(9.3.) Unsere weitergehenden gesetzlichen Ansprüche wegen 
Rechtsmängeln der an uns gelieferten Produkte bleiben unbe-
rührt.

10.) Ersatzteile

(10.1.) Der Lieferant ist verpflichtet, Ersatzteile zu den an uns ge-
lieferten Produkten für einen Zeitraum von mindestens 4 Jahren 
nach der Lieferung vorzuhalten.

(10.2.) Beabsichtigt der Lieferant, die Produktion von Ersatzteilen 
für die an uns gelieferten Produkte einzustellen, wird er uns dies 
unverzüglich nach der Entscheidung über die Einstellung mittei-
len. Diese Entscheidung muss – vorbehaltlich des Absatzes 1 
– mindestens 3 Monate vor der Einstellung der Produktion liegen.

§ 11 Verjährung

(11.1.) Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien ver-
jähren nach den gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend 
nichts anderes bestimmt ist.

(11.2.) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die all-
gemeine Verjährungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre ab Ge-
fahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt 
entsprechend auch für Ansprüche aus Rechtsmängeln, wobei 
die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabean-

sprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; An-
sprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem 
Fall, solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels Ver-
jährung – noch gegen uns geltend machen kann.

(11.3.) Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vor-
stehender Verlängerung gelten – im gesetzlichen Umfang – für 
alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines 
Mangels auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zu-
stehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetzliche Verjährung (§§ 
195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungsfris-
ten des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjährungs-
frist führt.

12.) Geheimhaltung

(12.1.) Der Lieferant ist verpflichtet, die Bedingungen der Bestel-
lung sowie sämtliche ihm für diesen Zweck zur Verfügung gestell-
ten Informationen und Unterlagen (mit Ausnahme von öffentlich 
zugänglichen Informationen) für einen Zeitraum von 2 Jahren 
nach Vertragsschluss geheim zu halten und nur zur Ausführung 
der Bestellung zu verwenden. Er wird sie nach Erledigung von 
Anfragen oder nach Abwicklung von Bestellungen auf Verlangen 
umgehend an uns zurückgeben.

(12.2.) Ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung darf der 
Lieferant in Werbematerial, Broschüren, etc. nicht auf die Ge-
schäftsverbindung hinweisen und für uns gefertigte Liefergegen-
stände nicht ausstellen.

(12.3.) Der Lieferant wird seine Unterlieferanten entsprechend 
diesem § 12 verpflichten.

13.) Rechtswahl und Gerichtsstand

(13.1.) Für diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen und die 
Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Lieferanten gilt das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss inter-
nationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts.

(13.2.) Für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden 
Streitigkeiten – auch internationaler Art – wird die örtliche und 
sachliche Zuständigkeit des Amtsgerichts Bad Berleburg verein-
bart.

Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfül-
lungsort der Lieferverpflichtung gemäß diesen Allgemeinen Ein-
kaufsbedingungen bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder 
am allgemeinen Gerichtsstand des Lieferanten zu erheben. Vor-
rangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließli-
chen Zuständigkeite

Bad Berleburg, 10. August 2018


